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«Die Kantone werden entmündigt»
Finanzministerin Karin Keller-Sutter kritisiert, dass die Kantone vomBund immermehrGeldwollen – und damit ihre Autonomie verlieren.

Doris Kleck
undOthmar vonMatt

AlsSiedasFinanzdeparte-
mentübernahmen,haben
Sie sichals Sparfüchsin
bezeichnet. BereuenSie
das schon?
Karin Keller-Sutter: Ich habe
michnicht selbst sobezeichnet.
Ein Journalist hat mich sinnge-
mäss gefragt, ob ich auch ein
Sparfuchs wie Ueli Maurer sei.
Dahabe ichmir einenScherz er-
laubt.Natürlichgehörtderhaus-
hälterische Umgang mit den
öffentlichenFinanzenzumPro-
fil einer Finanzministerin. Zu-
dem bin ich auch Hüterin der
Schuldenbremse. Das Prinzip,
dass man nicht mehr Geld aus-
gibt alsman einnimmt, ist stark
inunsererMentalität verankert.
Wer gestalten will, braucht zu-
dem finanziellen Spielraum.
Diesen wieder herzustellen, ist
meine Aufgabe.

WegenCorona?
Die 30 Milliarden Franken Co-
rona-Schulden müssen wir ab-
tragen, mit den Entlastungs-
massnahmenhatdasabernichts
zu tun. Das Hauptproblem ist,
dass wir laufend mehr ausge-
ben, als wir einnehmen. Wir
rechnen im Budget 2024 mit
zusätzlichen Einnahmen von
2,1 Prozent, aber die Ausgaben
wachsen um4,1 Prozent.

Wir lebenüberunsere
Verhältnisse?
Ja, das Parlament hat verschie-
dene neue Ausgaben beschlos-
sen, ohnegleichzeitigdieFinan-
zierung zu regeln. Etwa für die
Armee und den Klimaschutz.
Zudemsoll derBundkünftigdie
Eltern bei den Kita-Kosten ent-
lastenundmehrGeld indiePrä-
mienverbilligung stecken.

Woherkommtdiese
Nonchalance?HatCorona
zueiner geistigen Inflation
geführt?
Der Staat hat sehr viel Geld in
die Hand genommen, um die
Folgen der Pandemie zu mil-
dern. Das war nötig, hat aber
auch die Erwartungshaltung an
den Staat geprägt.

Bei IhremAmtsantritt
sprachenSie voneinem
strukturellenDefizit von
2MilliardenFranken für
2024.NunhabenSie ein
schuldenkonformesBudget
vorgelegt.Wer zahlt die
Zeche?
Die Frage klingt zu dramatisch.
Manmuss sagen:DerBundesrat
spart nicht wirklich, sondern er
bremstdasAusgabenwachstum.
Nehmen wir die Armee: Das
Parlament will, dass sich die
Ausgabendafürbis 2030aufein
Prozent des Bruttoinlandpro-
duktes belaufen.Wir gebenuns
nunbis 2035Zeit, diesesZiel zu
erreichen. Dennoch wachsen
die Armeeausgaben auch im
nächsten Jahr real um drei Pro-
zent. Solange wir beim EU-
Forschungsprogramm Horizon
nicht vollassoziiert sind, können
wir auch auf die Budgetierung
des Beitrages verzichten. Zu-
dem können wir die Ausgaben

fürdieukrainischenFlüchtlinge
ein letztesMal als ausserordent-
lich verbuchen. Dazu kommen
lineare Kürzungen von knapp
500Millionen Franken. Das ist
vertretbar.

DieAllianceSwisspasshat
imFrühlingangekündigt,
dassdiePreise fürdenÖV
steigen.Dafürmitverant-
wortlichmacht siedie Spar-
massnahmenbeimBund.
Weil derBundbeimregiona-
lenPersonenverkehrkürzt.

DieÖV-Brancheerhöht zumers-
tenMal seit 2016diePreise – vor
allem wegen der Teuerung und
dem Angebotsausbau. Dafür
kann man nicht den Bund ver-
antwortlichmachen. Richtig ist
aber: Es gibt mehrjährige Fi-
nanzprogramme des Bundes in
denBereichenBildungundFor-
schung, Internationale Zusam-
menarbeit, Regionalverkehr,
Landwirtschaft, Umwelt und
Kultur. In diesen Bereichen
kommt es nun zuQuerschnitts-
kürzungen von zwei Prozent.
Das heisst, dieAusgabenbewe-
gen sich 2024 gegenüber 2023
kaum,aber ab2025wachsen sie
wieder.

VieleMenschen leiden
indiesemLandunterKauf-
kraftverlust.Miete,Heizkos-
ten,Krankenkassenprämien
steigen.
Das ist eine schwierige Situa-
tion, hat aber nichts mit der Fi-
nanzpolitik des Bundes zu tun.

Ab2025 sindzusätzliche
Sparmassnahmennotwen-
dig. JetztwollenSieden
KantonenwenigerGeld
überweisen. IhrAnteil an
derdirektenBundessteuer
soll sinken.Weshalb?
DasParlamentwill, dass sichder
Bund an der Kita-Finanzierung
beteiligt, umElternzuentlasten.

770 Millionen Franken jährlich
hatderNationalrat dafür vorge-
sehen. Damit schafft er eine
neue Bundesaufgabe. Der Bun-
desrat ist jedoch klar der An-
sicht, dassdieKinderbetreuung
eine kantonaleAufgabe ist.Das
bestreitennicht einmaldieKan-
tone. Wir stellen eine Tendenz
zur Zentralisierung fest. Die
Lasten werden von den Kanto-
nen zumBund verschoben.Der
Bundesrat befürwortet einebes-
sere Vereinbarkeit von Beruf
und Familie. Doch die Kantone
sollen sich finanziell beteiligen,
was sie ablehnen.AberdasPosi-
tive ist, dass wir nun eine Dis-
kussion über die Aufgabentei-
lung in diesemLand haben.

Sie glaubennicht, dass Sie
sichdamitdurchsetzen?
DerBundesratmacht sichkeine
Illusionen. Der Vorschlag ist
sehrumstritten – vor allemauch
im Ständerat.

Weshalb, imStänderat
sitzendochdiewahren
Föderalisten?
In der Theorie gebe ich Ihnen
recht.

Machenes sichdieKantone
zueinfach?
Ich bin eine Erzföderalistin. Ich
warzwölf JahreRegierungsrätin.
Mir wäre es nie in den Sinn ge-

kommen, Geld vom Bund zu
fordern für eine Aufgabe, die in
der Kompetenz der Kantone
liegt. Aufgabe, Verantwortung
und Finanzierung gehören zu-
sammen. Dieses Prinzip stärkt
die Freiheit und die Autonomie
der Kantone. Doch einige Kan-
tone sindeinfach froh,wennder
Bund etwas finanziert. Das
machtmir Sorgen.

Das ist eineharscheKritik
andenKantonen.
Die Zentralisierung führt dazu,
dass die Kantone entmündigt
werden.Dabei ist derFöderalis-
museinTeil desErfolgsmodells
Schweiz. Die Kantone haben
Freiheiten undGestaltungsräu-
me. Föderalismus ist ein Ver-
suchslabor. Fehlentwicklungen
können leichter korrigiert wer-
den als beimBund.

ZuletztwardasParlament
nichtmehrganz soausga-
benfreudig.DenNachtrags-
kredit fürdenvollenTeue-
rungsausgleichbeim
Bundespersonal lehnte es ab.
DawargrosserUnmut zu
spüren.WelchenTeuerungs-
ausgleichhatderBundesrat
imBudget 2024vorgesehen?
Wir wissen noch nicht, wie sich
die Teuerung bis Ende Jahr ent-
wickelt. Die Personalverbände
wissen, dass wir die Teuerung
nicht vollständig ausgleichen
können. Der Bundesrat hat im
Moment ein Prozent vorgese-
hen. Das macht 60 Millionen
Franken aus. Um zusätzlich et-
was fürdieunterenEinkommen
zu tun,denkenwir fürdiese zum
Beispiel aneineEinmalzahlung.

Wiehoch soll dieseEinmal-
zahlung sein?
Dazumöchte ich nichts sagen.

Ist dasnicht ein«Buebetrick-
li»?Einmalzahlungen sind
nichtnachhaltig.
Es wäre eine Geste gegenüber
den unteren Einkommen. Na-
türlichkönntemanzweiProzent
Teuerungsausgleich geben.
Aber dafür fehlen schlicht und
einfach 60Millionen.

Erfüllt einBundesangestell-
ter seineAufgaben, erhält er
automatischmehrLohn.
MüsstenSienicht beim
garantiertenLohnanstieg
ansetzen?
Manmuss das System überprü-
fen, einverstanden.Esgibt dazu
Vorstösse. Ein Teil des Parla-
ments kritisiert, dass der Bund
diePrivatwirtschaft konkurren-
ziert, weil er gute Löhne und
bessereKonditionenbiete.Die-
sem Vorwurf gehen wir nach.
Wir werden dazu einen Bericht
erstellen. Ich bin offen für Dis-
kussionen, wie man das Lohn-
system besser ausgestalten
kann.

DieSchweiz ist unterDruck,
weil siederUkrainekeine
Waffen liefert.Wäreesnicht
klug,wennsichdas reiche
Landwenigstensfinanziell
grosszügiger gäbe?
Ich finde, die Schweiz ist gross-
zügig. Sie leistethumanitäreHil-
fe undHilfe für denWiederauf-

bau. Dafür hat der Bundesrat
bisher 1,8 Milliarden Franken
aus demBudget für die interna-
tionaleZusammenarbeit vorge-
sehen. Und wir gehören zu den
wirklich grosszügigen Ländern
bei der Flüchtlingsaufnahme.
Diese Kosten dürften bis 2024
auf insgesamt über dreiMilliar-
den ansteigen. Zudem hat der
Bundesrat im Grundsatz ent-
schieden,dass erweitereGelder
freimachenwill.

FindenSie es richtig, dass
manGelderderEntwick-
lungszusammenarbeit für
dieUkraineverwendet?
Wir wollen primär das Wachs-
tum dieser Gelder abschöpfen,
welches jährlich zweieinhalb
Prozentbeträgt.Dasfinde ich in
Ordnung. Die Ukraine erhielt
übrigens schon vor dem Krieg
Gelder ausderEntwicklungszu-
sammenarbeit.

Sollendie zusätzlichen
Gelderüberdasordentliche
oderdas ausserordentliche
Budget abgewickeltwerden?
Ich zweifledaran, dassmandie-
se Gelder als ausserordentliche
Ausgabeverbuchenkann.Dafür
müsste die Aufgabe ausserge-
wöhnlich und für den Bund
nicht steuerbar sein.

Finanziell stehtdie Schweiz
internationalnachwievor
sehr gutda.Die Schulden
desBundes sind trotzCorona
mit 120MilliardenFranken
vergleichsweiseklein.
Es stimmt:Wir stehenbesserda
als andere.Weshalb?Wirhaben
einegewisseHaushaltsdisziplin,
eine eigene Währung, einen li-
beralen Arbeitsmarkt und eine
tiefere Inflation.Dasmacht uns
stark. Die international hohe
Verschuldung wird mit dem
Zinsanstieg zu einem grossen
Risikofaktor. Deutschland
steckt in einer Rezession. Des-
halb ist füruns sehrwichtig,dass
wir unsere Stärken nicht auf-
geben.

Sie geltenalsneue
Anführerin imBundesrat.
Schmeichelt Ihnendas?
Das ist eine Aussensicht. Ich
nehme sie zur Kenntnis.

DieAngriffevon links auf
Siehabenzugenommen.
Weshalb?
Wer führt und Verantwortung
trägt,wirdangegriffen.DerBun-
desrat übertrugmir das Finanz-
departement mit der Erwar-
tung, dass ich die Bundesfinan-
zen saniere.Mandarfnicht alles
persönlich nehmen. Und doch
habengezielteAngriffeundDis-
kreditierungen zugenommen.
Das ist unschön und passt nicht
zu unserer Gesellschaft. Wir
sind uns gewohnt, dass wir mit
Argumenten fechten und strei-
ten.

SehenSiedieParteien inder
Verantwortung?
Alle sind in der Verantwortung.
Immerhin stelle ich fest, dass
persönliche Angriffe in der Re-
gel ins Leere laufen. Denn die
BevölkerunggoutiertDerartiges
nicht.

«Föderalismus ist ein Versuchslabor. Fehlentwicklungen können leichter korrigiert werden als beim
Bund»: Karin Keller-Sutter. Bild: Andrea Zahler

«Esstimmt:Wir
stehenbesserdaals
andere.Weshalb?
Wirhabeneine
gewisseHaushalts-
disziplin, eineeigene
Währung, einen
liberalenArbeits-
marktundeine
tiefere Inflation.»




